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Geſetz Sammlung 
fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


No. 13. 5 


(No. 1722.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 28ſten Mai 1836., das kuͤnftige Rang⸗ und 
bedingte Ascenſions⸗Verhaͤltniß der wirklichen Domkapitularen betreffend. 


20 

Ic will aus den in Ihrem Berichte vom 25ſten v. M. angefuͤhrten Gruͤnden 
genehmigen, daß in Zukunft jeder in ein katholiſches Domſtift neu eintretende 
Kapitular das Einkommen erhalte, worauf die Nummer des erledigten, ihm 
konferirten Kanonikats lautet, und dem Range nach unter den Mitgliedern glei⸗ 
cher Dotation der juͤngſte werde. Dies ſchließt indeſſen nicht aus, daß einem 
Domherrn, der eine geringer dotirte Stelle inne hat, im Erledigungsfall eine 
beſſer dotirte Stelle verliehen werden kann, wenn es angemeſſen gefunden wird. 


Berlin, den 28ſten Mai 1836 ; ; 
Friedrich Wilhelm. 
An den Staatsminifter Sch. v. Altenftein. 


(No. 1723.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 19ten Juni 1836., eine Deklaration der Bes 
ſtimmung zu 7. der Befreiungen des Chauſſeegeld⸗Tarifs vom 28ſten April 
1828. enthaltend. f 


J Erledigung der Zweifel, welche nach Ihrer Anzeige vom Gten v. M. über 
die Auslegung der Beſtimmung zu 7. der Befreiungen vom Chauſſeegelde in 
dem Tarif vom 28ſten April 1828. erhoben worden ſind, verordne Ich, unter 
Aufhebung dieſer Beſtimmung in ihrer gegenwaͤrtigen Faſſung, auf Ihren An⸗ 
trag an deren Stelle Folgendes: 

Chauſſeegeld wird nicht erhoben: 

7. a) bei allen Hebeſtellen von Fuhren mit thieriſchem Duͤnger; 

b) bei den Hebeſtellen in der Gemeine⸗ oder Guts⸗Feldmark und bei den 
Hebeſtellen in der Feldmark, wo die bewirthſchafteten Grundſtuͤcke oder 
Weiden liegen, von Wirthſchaftsvieh und von Beſtellungs⸗ und Ernte⸗ 
Se einſchließlich der Fuhren mit Aſche, Gyps, Kalk u. ſ. w. zur 

uͤngung; 

e) bei den Hebeſtellen in der Gemeine⸗ oder Guts⸗FJeldmark von Fuhren 
mit Baumaterialien zum eigenen Bedarf und mit Brennmaterialien 
zum eigenen Heizungs- und gewöhnlichen landwirthſchaftlichen Bedarf, 

Jahrgang 1836, (No. 1722 — 1724.) Gg ein⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den Sten Auguſt 1836.) 


Sn. 

einſchließlich desjenigen für die mit der Landwirthſchaft verbundenen 

Brau- und Brennereien, inſofern dieſe Bau- und Brennmaterialien⸗ 

Fuhren mit eigenem Geſpanne oder durch Frohndienſte verrichtet werden. 

Ich trage Ihnen, dem Chef des Finanzminiſteriums, auf, hiernach das 

Erforderliche zu verfügen und dieſe Beſtimmung durch die Geſetzſammlung ber 

kannt zu machen. 5 

Berlin, den 19ten Juni 1836. 


Friedrich Wilhelm. 
An 
die Wirklichen Geheimen Raͤthe Rother und Grafen v. Alvensleben. 


(No. 1724.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 21ſten Juni 1836, die Modifikation der Aller⸗ 
hoͤchſten Order vom Aten Juni 1828., wegen der Empfangsbeſcheinigung 
bei Inſinuationen dieſſeitiger gerichtlicher Verfügungen im Auslande 
betreffend. 


Auß Ihre Anträge vom 26ften v. M. genehmige Ich, daß bei den Inſinua⸗ 
tionen dieſſeitiger gerichtlicher Verfuͤgungen im Auslande uͤberall, wo die Landes⸗ 
Behörden die Annahme und Beförderung folder Verfuͤgungen an die Interes⸗ 
ſenten ablehnen, nach der Beſtimmung Meines geſetzlichen Erlaſſes vom Aten 
Juni 1828. unter II. verfahren, und Falls Jemand die Annahme der an ihn 
gerichteten Verfuͤgung oder die Ausſtellung des Empfangſcheins verweigert, die 

Beſcheinigung der dieſſeitigen Miſſion oder des dieſſeitigen Konſulats über, die 
Inſinuation oder über die Abſendung der Verfuͤgung durch die Poſt als gültig 
und genuͤgend angeſehen werde. In Beziehung auf die Deutſchen Bundesſtaa⸗ 
ten hat es bei der Beſtimmung Meines Erlaſſes vom Aten Juni 1828. unter 
III. ſein Verbleiben; in Anſehung des geſammten uͤbrigen Auslandes, inſofern 
daſelbſt die naͤmlichen Schwierigkeiten bei den Inſinuationen eintreten, iſt die 
Beſtimmung unter III. durch Meine gegenwaͤrtige Order, deren Aufnahme in 
die Geſetzſammlung Sie zu verfügen haben, hierdurch modiſtzirt. 


Berlin, den 21ſten Juni 1836. f f i 
Friedrich Wilhelm. 


An ö 
die Miniſter der Juſtiz und der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


(No. 1725.) 
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(No. 1725.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 23ſten Juni 1836., betreffend die Anwendung 
der Allerhoͤchſten Kabinetsorder vom 1gten Auguſt 1835., wegen Berich⸗ 
tigung des Schuldenverhaͤltniſſes mehrerer mit Korrealverpflichtungen be⸗ 
hafteter Schleſiſcher Landgemeinden, auf die Gemeinde Klebſch im Kreiſe 
Ratibor. 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 13ten d. M. genehmige Ich, nach 
Ihrem Antrage, daß Meine zur definitiven Berichtigung des Schuldenverhaͤlt⸗ 
niſſes mehrerer, mit Korreglverpflichtungen behafteter, Schleſiſcher Landgemeinden 
unterm 19ten Auguſt v. J. erlaſſene Order auch auf die Gemeinde Klebſch im 
Kreiſe Ratibor, welche ſich in gleichen Schuldenverhaͤltniſſen befindet, erſtreckt 
und in allen Punkten angewendet werden ſoll. Um jedoch den betheiligten Mit⸗ 
gliedern der Gemeinde Klebſch zur Erfuͤllung der Bedingungen, unter welchen 
ihnen bis zum Iſten Januar 1848. ein Spezial⸗Moratorium verwilligt worden, 
eine verhaͤltnißmaͤßig gleiche Friſt einzuraͤumen, wird für ſelbige der Termin zur 
Einzahlung aller ruͤckſtaͤndigen und laufenden Zinſen bis zum Iſten Juli 1837, 
und der zur Regulirung der Schuldenverhaͤltniſſe beſtimmte Normal: Tag auf 
den Iften Januar 1837. hinausgeruͤckt. Sie haben dieſe Order ebenfalls durch 
die Geſetzſammlung bekannt zu machen. ö 
Berlin, den 23ſten Juni 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staats miniſter Frh. v. Brenn und Muͤhler. 


(No, 1726.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 29ſten Juni 1836. die Immediatgeſuche der bes 
urlaubten Landwehrmaͤnner in militairiſchen Dienſtangelegenheiten betreffend. 


S 
Ic bin auf den Bericht des Militair⸗Juſtizdepartements vom 10ten d. M. 
damit einverſtanden, daß die Kabinetsorder vom Iten Juni 1815., wonach jede, 
mit Uebergehung der Vorgeſetzten von Militairperſonen an Mich eingehende 
Vorſtellung unbeantwortet an den kommandirenden General oder die betreffende 
Behoͤrde zuruͤckgeſchickt, und der Bittſteller fuͤr ſeinen Ungehorſam gegen Meine 
Befehle ſofort mit Arreſt beſtraft werden ſoll, auch auf beurlaubte Landwehr⸗ 
maͤnner zu beziehen iſt, welche ſich in militairiſchen Dienſtangelegenheiten an Mich 
wenden. Das Militair⸗Juſtizdepartement hat für die Publikation dieſer Beſtim⸗ 
mung Sorge zu tragen. 

Berlin, den 29ften Juni 1836. 


5 a Friedrich Wilhelm. 
n 
das Militair⸗Juſtizdepartement. 
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(No. 1727.) Deklaration und Abänderung des Geſetzes vom Sten April 1823. über die Res 
gulirung der gutsherrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe im Großherzog: 
thume Poſen und in den mit der Provinz Preußen wieder vereinigten 
Diſtrikten: dem Culm- und Michelauſchen Kreiſe und dem Landgebiete 
der Stadt Thorn. Vom 10ten Juli 1836. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. a 250 


haben das Anſuchen der Stände Unſeres Großherzogthums Poſen wegen Der 
klaration und Abänderung einiger Vorſchriften des Geſetzes vom Sten April 
1823., die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe in der 
dortigen Provinz betreffend, nicht minder ein gleiches Anſuchen des Preußiſchen 
Landtages wegen des dabei betheiligten vormaligen Culm⸗ und Michelauſchen 
Kreiſes und die Reklamationen der Gutsbeſitzer deſſelben, einer naͤhern Pruͤfung 
unterwerfen laſſen, und verordnen nunmehr auf den Bericht Unſeres Staats⸗ 
Miniſteriums, und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, wie folgt: 
5 N 1 
Zu F. 2. des Die im F. 2. des Geſetzes vom sten April 1823. enthaltenen Beſtim⸗ 
Geſeze d mungen, wenn eine Stelle (im Gegenſatze zu einem Dienſtfamilien⸗Etabliſſement) 
bang der Ne für eine Ack er nahrung zu halten ſey, werden hierdurch dahin näher beſtimmt. 
nahrungen. Als Merkmale einer Ackernahrung ſollen kuͤnftig angeſehen werden: 

1) wenn Spanndienſte von der Stelle geleiſtet werden muͤſſen; 
2) wenn der Beſitzer zu deren Bewirthſchaftung bisher gewoͤhnlich wenig⸗ 
ſtens zwei Pferde oder zwei Zugochſen gehalten hat, und ſolche dazu auch 

noͤthig geweſen; N 8 

3) wenn ein Landbeſitz an Aeckern und Wieſen von Fuͤnf und zwanzig Mor⸗ 
gen Preußiſch mittlerer Bodenklaſſe, einſchließlich der als Gaͤrten und 
Waurthen benutzten Stuͤcke, und bei einer beſſeren oder geringeren Bo⸗ 
denbeſchaffenheit, ein jenem Normalſatze gleich zu achtender Umfang ſol⸗ 
cher Laͤndereien, zu der Stelle gehoͤrt. 

Findet ſich bei einer Stelle nicht wenigſtens Eins dieſer drei Merkmale 
vor, fehl ſolche als ein Dienſtetabliſſement zu betrachten und nicht reguli⸗ 
rungsfaͤhig. a 

Unter mittlerer Bodenklaſſe iſt Gerſtland zweiter Klaſſe und alles Land, 
was dieſem gleich zu achten, zu verſtehen. Nach welchen Saͤtzen die beſſeren 
195 ben Bodenarten damit auszugleichen find, ſoll nach F. 15. ermit⸗ 
telt werden. 


f 2, 

Zu 8. S. 3. u. Danniker⸗ und andere Stellen gleicher Art, d. h. ſolche Stellen, deren 
er Beſſtzer, außer den für ihren Grundbeſitz zu entrichtenden Dienſten und Zinfen, 
Stellen. der Gutsherrſchaft fuͤr Tagelohn arbeiten muͤſſen, ſind ebenfalls regulirungsfaͤhig, 

wenn ſolche nach F. 1. dieſer Deklaration Ackernahrungen, und nach den 
$$. 3. und 4. des Geſetzes vom Sten April 1823. für baͤuerliche Stellen zu 
erachten ſind. 8 
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Von der Regulirung werden alle Stellen ausgeſchloſſen, welche, zu den Zu 8. 8. 
ſchon in den Jahren 1772. von der Krone Preußen in Beſitz genommenen ade 
Landestheilen gehörig, erſt nach Aufnahme der während dieſes Beſitzes angeleg⸗ Regufisung 
ten Steueranſchlaͤge und Steuerrollen auf Vorwerksland errichtet ſind. aucgefejlafien 

Auch haben die Befiker derjenigen Stellen, die ſchon bei der Aufnahme rt" 
der erwaͤhnten Steueranſchlaͤge und Steuerrollen beſtanden, keinen Anſpruch auf 
die Eigenthumsverleihung ſolcher Ländereien, welche ihnen nach jener Zeit vom 
Vorwerkslande zugelegt ſind, und wird ruͤckſichtlich dieſer zugelegten Theile 
die in dem $. 20. des Geſetzes vom Sten April 1823, getroffene Beſtimmung 
hierdurch, jedoch mit der Beſchraͤnkung aufgehoben, daß auch ſolche Theile der 
Negulirung unterliegen, wenn für fie Ländereien der baͤuerlichen Stelle durch 
Tauſch zu den guts herrlichen Grundſtuͤcken übergegangen find. 


4 


Haus: und Wirthſchaftsbeamte und Dienſtboten des Gutsherrn, welche Insbeſondere 
baͤuerliche Ackernahrungen als Beſoldungen, Dienſtemolumente oder Dienſtlohn Vienſiſtellen. 
zur Benutzung beſitzen, koͤnnen auf deren Verleihung zu Eigenthumsrechten kei⸗ 
nen Anſpruch machen. f ; 

Ihre Rechte und Pflichten bleiben aber für die Dauer der Beſitzzeit 


unveraͤndert. 
8 5 GB: 
Daſſelbe gilt in den Faͤllen: Nicht auf den 
1) wenn baͤuerliche Ackernahrungen einem Müller, Schmidt, Kruͤger oder N AL, 
einem andern Gewerbetreibenden zur Vergütung für gewerbliche Ver⸗ ne 
richtungen verliehen worden. 
2) wenn eine bäuerfihe Ackernahrung mit einer gewerblichen Anlage in 
Verbindung bleiben muß, um in der bisher uͤblichen Betriebsart der 
letzteren keine Stoͤrung herbeizufuͤhren. 


F. 6. a 
Haben aber die im $. 5. bezeichneten Beſitzer gewerblicher Anlagen aus⸗ Regulkrungs⸗ 
ſerdem noch von der Gutsherrſchaft Laͤndereien zugewieſen erhalten, fo koͤnnen fihigkeit aus⸗ 
fie, inſoweit letztere nach F. 1. eine baͤuerliche Ackernahrung für ſich ausmachen, beben get 
zwar davon das Eigenthum erwerben, jedoch nur alsdann, wenn 1 
ihnen dieſelben unabhaͤngig von den gewerblichen Anlagen mittelſt be⸗ 
ſonderer Kontrakte verliehen, 
oder wenn in den abgeſchloſſenen Kontrakten beiderlei Nahrungen als be⸗ 
e von einander unabhaͤngige, Nahrungen beſtimmt unterſchie⸗ 
en ſind, 
oder wenn die Beſitzer ſolcher Anlagen, außer den fuͤr deren Verleihung 
der Gutsherrſchaft ſchuldigen gewerblichen Arbeiten und ſonſtigen des⸗ 
fallſigen Entrichtungen, derſelben auch zu Abgaben und Dienſten ver⸗ 
pflichtet ſind, wie dieſe von einer oder anderen Klaſſe der baͤuerlichen 
Wirthe des nämlichen Orts an die Gutsherrſchaft entrichtet und ge⸗ 
leiſtet werden muͤſſen. 
(No. 1727.) F. 7. 
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Zu F. 2. Lagen dem baͤuerlichen Wirthe nach dem bisherigen Rechtsverhaͤltniſſe in 
meer ebene Beziehung auf die Unterhaltung der Gebäude Verpflichtungen ob, und find fol: 
der Gebäude. che von ihm nicht erfüllt worden; ſo hat die Gutsherrſchaft hinfichtlid) der nach 

F. 22. des Geſetzes vom Sten April 1823. ihr obliegenden Verpflichtung zur 
Herſtellung des baulichen Zuſtandes der Gebaͤude nur dasjenige zu gewaͤhren, 
was ſie zu leiſten gehabt haben wuͤrde, wenn der baͤuerliche Wirth ſeiner Ver⸗ 
pflichtung nachgekommen waͤre. 

8 

u 8. 38. Unter den oͤffentlichen Laſten, welche von dem Betrage der dem Guts⸗ 
„Wie weit die herrn gebuͤhrenden Abfindung in Abzug gebracht werden, find nur diejenigen zu 
fla in Abu verſtehen, welche der Gutsherr für die bäuerlichen Nahrungen bis dahin zu 
kommen. entrichten hatte, keinesweges aber ſolche, welche nach bisheriger Verfaſſung die 

Bauern ſelbſt zu tragen verbunden waren. a 
. 9 - 

Zu F. 0. Welches Maaß von Aeckern und Wieſen dem baͤuerlichen Wirthe ver⸗ 
ek bleiben muß, um für ein Geſpann von zwei tuͤchtigen Zugochſen hinlaͤngliche 
Ackermaaſſes Arbeit zu gewaͤhren, ſoll, nach den vorkommenden Bodenarten, diſtriktsweiſe bes 
bei den bäuer⸗ſtimmt werden. (F. 15.) i 


lichen Stellen. $. 10 
Zu F. 49. In den Faͤllen des $. 2. bleiben die Beſitzer der regulirten Stellen ver⸗ 
Handdienſte. pflichtet, der Gutsherrſchaft die für Tagelohn geleifteten Handdienſte in dem 


U 
Umfange, wie ſie es bisher zu thun ſchuldig waren, und fuͤr das bisher uͤbliche 
Tagelohn auch fernerhin zu leiſten, und zwar: = 
a) in den Faͤllen, wo die Regulirungsfaͤhigkeit bisher zweifelhaft, und die 
Auseinanderſetzungen deshalb ſuspendirt geweſen, bis zum Jahre 1847. 
einſchließlich, und 
b) in den übrigen Fällen, waͤhrend dreier Jahre von dem durch die Aus⸗ 
einanderſetzungsbehoͤrde beſtimmten Ausfuͤhrungstermine der Regulirung 


an gerechnet. 
F. 11. 


Zu 8. 69. Die baͤuerlichen Wirthe find verpflichtet, in hergebrachter Art den Ar⸗ 
Ahne beitern und dem Geſinde der Gutsherrſchaft die ausgewieſenen Wohnungen in 
den Hofgebäu⸗ ihren Hofgebaͤuden auch nach Ablauf der in $. 69. des Geſetzes vom 8. April 
den. 1823. beſtimmten Friſt, jedoch darüber hinaus nicht länger als auf Fahresfrift 

nach dem zur Ausführung der Regulirungen beſtimmten Termine zu überlaſſen. 
Doch findet dieſes inſofern nicht weiter Statt, als die baͤuerlichen Wirthe mit 
dem gutsherrlichen Geſinde und den gutsherrlichen Arbeitern in einem und dem⸗ 
ſelben Zimmer zuſammenwohnen mußten. 

§. 12 


Zu $. 101. Die im F. 101. des gedachten Geſetzes verordneten Beſchraͤnkungen ruͤck⸗ 
lens acta ſichtlich des Beſitzes der an die Gutsherrſchaften zuruͤckfallenden, oder von ihnen 
Seele den wiedererworbenen Bauerhoͤfe werden hiermit aufgehoben. 1 

tellen. 5 5 
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$. 13. 


Mit der Verkuͤndigung dieſer Deklaration hört die unterm 29ſten Juni Aufbebun 
1829. angeordnete Suspenſion der Auseinanderſetzung wegen der Danniker⸗ den, en 
und anderer ähnlicher Stellen in dem vormals Culm- und Michelauſchen Kreife Jun 1820. 
gaͤnzlich auf. i 
Jedoch haben die Behoͤrden die ſiſtirten Prozeſſe von Amtswegen nicht 
wieder aufzunehmen, vielmehr bleibt dies den Betheiligten ſelbſt uͤberlaſſen. 


9. 14. 


Soweit Gegenftände dieſer Deklaration durch Vergleich, Judikat oder Frühere Ju⸗ 
ſonſt rechtsguͤltig bereits feſtgeſetzt worden, behält es dabei fein Bewenden, ſelbſt nech 955 
dann, wenn die Rezeſſe über die vor Verkündigung gegenwaͤrtiger Deklaration egenndeer 
1 Auseinanderſetzungen noch nicht foͤrmlich ausgefertigt und voll— bieler Deflatas 
zogen find. : : 
$. 15. 


Die nach $. 1. und 9. vorzunehmenden allgemeinen Ermittelungen und Normalſätze. 
Feſtſetzungen ſollen unter Leitung der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde durch beſon⸗ 
dere Kreiskommiſſionen, die aus Kreisverordneten und einem Abgeordneten der 
erſtgedachten Behoͤrde zuſammengeſetzt werden, erfolgen. Der Abgeordnete der 
Behörden ſoll für alle Kreiskommiſſionen des Departements eine und die naͤm⸗ 
liche Perſon ſein. Fuͤr jeden Kreis ſollen vier Kreisverordnete beſtellt, und 
dieſe auf den Kreistagen gewaͤhlt werden. Die eine Haͤlfte derſelben wird von 
den Rittergutsbeſitzern des Kreiſes, die andere Haͤlfte von den Deputirten der 
Landgemeinden gewaͤhlt. Die Feſtſtellung der Normalſaͤtze erfolgt erſt dann, 
wenn ſaͤmmtliche Kreiskommiſſionen gehört find. Das Reſultat aller dieſer Erz 
örterungen wird von der Auseinanderſetzungs-Behoͤrde dem Miniſterium des 
Innern fuͤr Gewerbe⸗Angelegenheiten zur Pruͤfung und Genehmigung vorgelegt, 
und nachdem Letztere erfolgt iſt, durch die Amtsblätter der Regierungen zur 
oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 10ten Juli 1836. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
Frh. v. Brenn. v. Rampe. Muͤhler. 


Beglaubigt: 
Frieſe. 


(No. 1727 — 1729.) (No. 1728.) 
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(Jo. 1728.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 13ten Juli 1836., die Verleihung der revidir⸗ 


ten Staͤdteordnung vom 17ten März 1831. an die Stadt Gneſen im Groß 
herzogthume Poſen betreffend. 


Auf Ihren Bericht vom 22ſten v. M. will Ich der Stadt Gneſen, dem 
Wunſche derſelben gemaͤß, die revidirte Staͤdteordnung vom 17ten Maͤrz 1831. 
verleihen, und ermaͤchtige Sie, mit deren Einführung den Ober⸗Praͤſidenten der 
Provinz Poſen zu beauftragen. : 
Berlin, den 13ten Juli 1836. : i i 
Friedrich Wilhelm. 
An den Staatsminiſter v. Rochow. 


(No. 1729.) Deklaration wegen Nichtverpflichtung der Gutsherren, von den baͤuerlichen Ent⸗ 
ſchaͤdigungslaͤndereien zu den Bau- und Unterhaltungskoſten der kirchlichen 
und Schulgebäude beizutragen. Vom TAten Juli 1836. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


erklaͤren, zur Erledigung erhobener Bedenken, auf den Antrag Unſers Staats⸗ 
Miniſteriums und nach erfordertem Gutachten Unſers Staatsraths, fuͤr ſaͤmmt⸗ 
liche Landestheile der Monarchie, in welchen das Edikt vom 1Aten September 
ena he die Regulirung der gutsherrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe Ge⸗ 
etzkraft hat: 
daß, ſofern nicht durch Vertrag oder rechtskraͤftige Entſcheidung ein 
anderes ausdruͤcklich feſtgeſetzt worden iſt, nach richtiger Auslegung 
des vorangefuͤhrten Edikts, die Gutsherren nicht verpflichtet ſind, 
von den ihnen bei der Regulirung zu ihrer Entſchaͤdigung abgetre⸗ 
tenen baͤuerlichen Grundſtuͤcken zu den Bau⸗ und Unterhaltungskoſten 
der Kirchen-, Pfarr- und Küftergebäude, fo wie der Schulhaͤuſer 
und Schulmeiſtergebaͤude, Beitraͤge zu leiſten. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. f a 
Gegeben Berlin, den Aten Juli 1836. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
Frh. v. Altenſtein. v. Kamptz. Muͤhler. 


Beglaubigt: 
Frieſe. 


